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n Ew. Hochwohlgeboren Schreiben vom 21. v. M., worin 
ins mitgetheilt wird, daß vom Großherzogthum Poſen ein 
iftrift mit 590,000 Einwohnern abgetrennt und dem deut— 
chen Bunde einverleibt werden ſolle, ſprechen Sie am Schluſſe 
en dringenden Wunſch aus, daß wir nun auch unſererſeits 
lles thun möchten, um den Polen zu dem zu verhelfen, was 
mén gebührt, und was, abgeſehen von Gerechtigkeit, die Jo- 
itik, ja die Nothwendigkeit erheiſcht. Sie bemerken 
sner, wie dieſer unſeligſte Bürgerkrieg in Poſen nur herbei⸗ 
eführt ſei durch die Halbheit und Furchtſamkeit der preußiſchen 
tegierung; fie habe den Polen Verſprechungen gemacht und 
nicht gehalten; ſie habe die Deutſchen und Polen zur 
erzweiflung gebracht. . 
Ew. Hochwohlgeboren haben durch Ihr kräftiges Aufe 
cen für die deutſche Sache unſere beſondere Achtung fich 
worben, und wir glauben ſie noch dadurch zu bethätigen, 
aß wir uns beeilen, in Bezug auf die obigen Punkte der 
Rittheilung eine nähere Auseinanderſetzung der hieſigen Zu— 
nde und Verhältniſſe vorzulegen. Sie werden aus Derfel- 
en vielleicht die Ueberzeugung ſchöpfen, daß in der That nir⸗ 
ends eine Pflicht, entſpringe ſie aus der Gerechtigkeit oder 
er Politik, vorliegen dürfte, welche Veranlaſſung böte, den 
Boten. unſererſeits irgendwie Zugeſtändniſſe zu machen, inſofern 
p fih nämlich darum handelt, das Großherzogthum Poſen 
der einzelne Theile deſſelben einem neu zu gründenden Polen- 
niche einzuverleiben. 

Betrachten wir zuerſt die Verſprechungen der Regierung. 
zie find ertheilt worden! Aber war die Regierung ermäch⸗ 
gt, auf die einſeitigen Anträge einer — und wir müſſen es 
Ir ausſprechen — vollſtändig entarteten Adelspartei über 
mer Glück und Leben zu verfügen, ohne erft unſere, doch 
m allein competenten Stimmen zu hören? Die Regierung 
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hat fih, wie leider auch in anderen Fällen, täuſchen laſſen. 
Soll uns dieſer Nachtheil treffen, uns, die wir noch unter | 
dem vorigen Regime oft laut unfer Bedauern anSfpracend 
daß die Regierung nicht die geeigneten Maßregeln ergreife, um 
das Wohl der Geſammtbevölkerung des Großherzogthums zu 
befördern? Allerdings trägt hier das bisherige Wahlſyſtem, 
tragen die Mittel die Schuld, deren man ſich bediente, um 
das Volksbewußtſein in möglichſt engen Schranken zu halten. 
Dieſe Feſſeln ſind gebrochen. Will man uns die hieraus ent⸗ 
ſpringenden Vortheile nicht gönnen, will Deutſchland wegen 
unrichtiger Sympathien das Aufathmen in der freien Luft 
unterdrücken, uns anmahnen, von Andern begangenes Unrecht 
gut zu machen, und da zu fühnen mit unſerm Gut und Blut, 
wo Andere gefehlt haben? 

Das würde in der That ein doppeltes und ſchwereres 
Unrecht ſein, als bisher die Regierung gegen die Polen oder 
gegen uns begangen haben dürfte. Alſo dief er Grund kann 
bei der vorliegenden Frage in keiner Weiſe in Betracht kommen. 

Aber ehe wir zu den? en übergehen, 
nur noch eine Bemerkung über den angeblichen unſeligen 
Bürgerkrieg. Ein ſolcher würde doch nur vorhanden ſein, wenn 
Deutſche und Polen gegen einander die Waffen richteten. Die 
ſer Zuſtand iſt in der That hier, wenigſtens für jetzt, noch nicht 
vorhanden. Entwerfen wir wahrheitsgetreu ein Bild dieſez 
angeblichen Bürgerkrieges. | 

Ein Theil des Adels hat durch Drohungen, Berria q 
gen, Beſtechungen und Einflüſterungen fanatiſcher, leider gro: 
ßentheils in der gröbſten Unwiſſenheit lebender katholiſcher l 
Geiſtlichen eine Maffe loſen Geſindels bewaffnet und um fi ih f 
verſammelt. Verſchmäht es doch ſelbſt der Erzbiſchof von! 
Poſen in ſeinem in Abſchrift angeſchloſſenen Schreiben an die 
Geiſtlichen vom 21. April nicht, in die Sache der Religion i 
eine fremdartige Politik zu miſchen und fo feine Stellung ay " 
verbrecheriſche Weiſe zu mißbrauchen. Eine ähnliche Tenden * ; 
verfolgt der anliegende, vielleicht untergeſchobene Aufruf Y, l 
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utfchen römiſch⸗katholiſchen Geiſtlichen an das deutſche römiſch⸗ 
tholiiche Volk. 
Dem Volke wird von den Edelleuten erzählt, wie fie 
inbſichtigten, nunmehr ihre Güter und namentlich auch die 
lötzchümer der Deutſchen und Juden unter ihre Tagelöhner 
Atheilen. Ehe dies aber geſchehe, müßten fie mit ihnen die 
fen bekämpfen; dies würde leicht fein, indem bei dieſem 
ternehmen viele Hülfsvölker, namentlich auch die Franzoſen, 


mit ihnen vereinigen würden; der König von Preußen 
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ein beſonderes Reich abgetreten. Die Pfaffen warnten 
f beabſichtigten dieſelben, die katholiſche Religion auszurot⸗ 


erden, die Kirchen zu plündern u. dgl. m. Um die Leute 
überzeugen, daß das Großherzoͤgthum wirklich an Polen 


le polniſche Adler oder Fahnen angebracht. 
So wuchs der Haufe nicht unbedeutend an. Gab doch 
Mangel an Arbeit vielen loſen Leuten Veranlaſſung, ſich 


berbanden zu erkennen gaben. Sie plünderten, raubten, 
deten, wie die Gelegenheit ſich darbot. 
emo], v. Wie if en milda jetzt als sn e e 
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den. Dieſe Reorganiſation ſollte beginnen, ſobald die 
le und Ordnung im Lande wieder hergeſtellt ſein würde. 

x. Williſen, aus Unkenntniß der Zuſtände — ob Ber- 
rei im Spiele war, wird die ſpätere Unterſuchung erge⸗ 
— nahm an, daß das ganze polniſche Volk aufgeſtan⸗ 
auch die deutſche Bevölkerung jo wenig zahlreich fei, 
auf deren Wünſche gar nicht Rückſicht genommen wer⸗ 


de ihnen zu dem Behufe auch bereits das Großherzogthum 


„alles evangeliſch zu machen, die katholiſchen Prieſtex. zu. 


Polen eine ee im nationalen Sinne zugefagt 


iderum, man möge fic) vor den Deutſchen in Acht nehmen. 


kreten fei, wurden die preußiſchen Adler theils mit Gewalt, 
is, wo diefe nicht anzuwenden war, unter heuchleriſchen 
Apensaxten von Brüderlichkeit herabgenommen und an ihre- 


den Juſurgenten zu begeben, die fich bald als organiſirte 
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den könne. Er machte den Aufſtändiſchen ſeltſame Ber- 

ſprechungen, beſtärkte ſie in ihren Forderungen und ließ ſich 

ſo weit herab, mit den Meuterern zu capituliren. Sie ver⸗ 
ſprachen, reſp. am 14., 15., 16. und 17. April fich aufzulöſen. 
In der That zerſtreute ſich das Gros, welches nach zuver— | 
läſſigen Nachrichten die Zahl von 5—-6000 Köpfen erreichen 

mochte, aber nur, um fich anderwärts in Haufen von 5— 

600 Mann wieder zu ſammeln. Die 8 unſeres Mi airs 
wurden durch die Anordnungen des ꝛc. Williſen, welcher jedes 

Einſchreiten unterſagte, gelähmt. Dies war um ſo trauriger, 
als bei Anwendung von Waffengewalt in wenigen Tagen, und 
gewiß zum Wohle der deutſchen und polniſchen Bevölkerung, 
der ganze Aufſtand unterdrückt worden wäre.! 

Erſt jetzt, nachdem es klar zu Tage liegt, daß die Polen 
die eingegangenen Kapitulationen nicht gehalten haben, indem 
in der That überall noch bewaffnete Haufen hervortreten, um 
Raub, Mord und Plünderung umher zu tragen, wird Ge⸗ 
brauch von den Waffen gemah zuſehen, daß 
die Ruhe bald wieder hergeſtellt ſein wird. Die Aufgabe iſt 
jetzt inſofern ſchwieriger zu löſen, als durch das entſetzliche 
Verhalten des ꝛc. Williſen alle Bande der Ordnung und Ge- 
ſittung gelöſt ſind. Zu dieſen Uebeln geſellt ſich die jetzige 
bedrängte Zeit, welche Handel und Gewerbe in Stocken ge— 
bracht hat, und die allgemeine politiſche Aufregung in Europa, 

Hieraus geht hervor, daß zuvörderſt i 

1. von einem allgemeinen Aufſtande des polniſchen Volkeg 
gar nicht die Rede iſt, denn der polniſche Bauer, der 
durch die preußiſche Regierung das Eigenthum ſeines 
Hofes erhalten hat, ift dem Aufſtande trotz aller Ueber 
redungen abhold geblieben; 

2. daß der Aufſtand nicht aus dem Bewußtſein des Volkt, 
feine Freiheit zu erwerben, hervorgegangen ift, fondem! 
daß nur einzelne Theile der Bevölkerung ſich von dem 
Adel zu feinen Zwecken durch falſche Vorſpiegelungen 
mißbrauchen laffen; 
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3. daß es nirgends zum wirklichen Bürgerkriege gekommen 
iſt, indem bis jetzt die Deutſchen durch eine kräftige Hal⸗ 
tung die frechen Uebergriffe der Polen von den über⸗ 
wiegend deutſchen Theilen der Provinz fern gehalten haben. 

Dagegen hat ſich neuerdings in den mehr polniſchen 
Theilen das Verhältniß inſofern umgeſtaltet, als durch die 
Aufregung fanatiſcher Prieſter, welche der polniſchen Bevölke⸗ 
rung die Gefährdung ihrer Religion predigen, ein blutiges 
Zuſammenſtoßen der deutſchen und polniſchen Bevölkerung ſtatt⸗ 
gefunden hat. 

Der Wunſch, durch Thatſachen die Uebergriffe der Po⸗ 
len hier näher darzuthun, muß unterdrückt werden, weil dies 
zu weit führen würde. Wir können uns daher nur auf die 
öffentlichen Blätter berufen. Dagegen liegt die Abſicht vor, 
aus amtlichen Quellen eine geordnete Zuſammenſtellung dieſer 


Vorfälle zu liefern“), und Deutſchland mag daraus abnehmen, 


inwieweit es aus moralifehen Gründen fich wurde rechtfertigen 
laſſen, die entfernten deutſchen Brüder einer Polenpartei in 
die Hände zu liefern, welche ſich nicht ſcheut, die niedrigſten 
Mittel anzuwenden, um dadurch ihre herrfehfüchtigen Pläne 
zu erreichen. | | 

Wir, die wir die hieſigen Zuſtände auf das Genaueſte 
kennen, die in den Charakter der Polen auf das Vollkommenſte 
eingeweiht ſind, werden nimmer unſere Billigung ausſprechen, 
wenn Deutſchland aus warmblütiger Sympathie tauſende fei- 
ner treueſten Brüder den Sklavenketten der entarteten Polenz 
partei überantworten ſollte. 

Wer gehört denn dieſer Polenpartei an? Es iſt der 
junge, in feinen Vermögens-Verhältniſſen faſt vollſtändig zer- 


rüttete Adel, der nichts gelernt hat, der keine Moral, keine 


Religion beſitzt, welcher, nächft den Waffen des franzöſiſchen 
Carbonarismus, nicht begriffene Ideen des Socialismus benutzt, 


„ Iſt jetzt geſchehen in der „Denkſchrift úber die neneſte politiſche 
Schilderhebung im Großherz. poſen.“ Verlag von L. Levit. 


um hier politifche Umtriebe zu ſtiften, deren Unreifheit jede 
einzelne Handlung dieſer Partei an den Tag bringt. Aber 
ſelbſt dieſe Führer des Aufſtandes ſind vorzugsweiſe durch die 
Propaganda in Paris, durch deren Emiſſaire, durch revolu⸗ 
tionaire Köpfe aller Länder zu dem Kampfe aufgereizt und 
verleitet worden. e 

Diefer Adelspartei hat ſich theilweiſe eine entſetzlich un⸗ 
wiſſende, fanatiſche Prieſterkaſte angeſchloſſen. Beſſere unter 
den Polen laſſen ſich in das Treiben nicht ein, und ziehen 
ſich ſcheu zurück, weil ſie das Ende dieſes unfinnigen Kampfes 
ahnend vorherſehen. 

Dies, mein Herr, iſt die ungeſchminkte, in allen Bezie⸗ 
hungen wahre Lage der hieſigen Zuſtände. 

Wir haben jetzt zu prüfen, ob die ann hai die 
Politik, ja die Nothwendigkeit es erheiſche, den Polen 
ein Stück vom Großherzogthum zu überlaſſen. 

Was zuvörderſt die Gerechtigkeit anbetrifft, ſo un auch 
hier die Waage auf unſere Seite zu ſinken. 

Man wirft Preußen ſtets vor, daß es Theil genommen 
habe an den unglücklichen Theilungen in den Jahren 1772, 
1793 und 1795. 

Von allen Seiten wird zugeſtanden, daß dies ein Un⸗ 
recht geweſen ſei. Wir können nicht einmal in dieſes allge— 
meine Anerkenntniß einſtimmen. Blicke man zurück in die Ge- 
ſchichte vom Jahre 1772. Wir behaupten, daß die Theilung 


nothwendig geweſen war, um die Bevölkerung dieſes Reiches 


vor der gräßlichſten Anarchie, vor den Gräueln eines Bürger: 
krieges zu wahren, der den Unglücksjahren der erſten franzö⸗ 
ſiſchen Revolution nichts nachgegeben hätte. x) Wir wiſſen 
es durch mündliche, zuverläſſige Tradition ſehr genau, wie 
namentlich der an Preußen gefallene Theil der polniſchen Be⸗ 
völkerung ſich ſehr glücklich gefühlt hat unter dem neuen 


*) ch Buchholz, politiſches Journal 1831. 
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Scepter. Erſt die neueren politiſchen Erſcheinungen der franz, 


zöſiſchen Revolution begannen den Unfrieden zu ſäen, der im 
Jahre 1806, durch unlautere Mittel genährt, vielfach in un⸗ 
verdientem Haß gegen die deutſche Bevölkerung ſich kund gab. 


Theil an dieſer Stimmung hatten wohl mit die politiſchen 


Fehler der damaligen Zeit. Preußen hat aber durch die Trauer⸗ 
jahre 18074 3, durch den ruhmvollen Kampf vom Jahre 1813/45, 
fein Unrecht, wenn es eins begangen hatie, vollſtändig ge- 
ſühnt. Erhielt es doch nach den Pariſer Friedensſchlüſſen nur 
etwa den vierten Theil der früher beſeſſenen polniſchen Länder 


zurück, während es in Folge des Tilſiter Friedens faſt Alles 


abgetreten hatte, was ihm durch die frühere Theilung des pol- 
niſchen Reiches von Polen zugefallen war. Das Unrecht jener 
Theilungen war alſo für Preußen damals bereits vollſtändig 
geſühnt, denn der Theil Polens, den es jetzt noch inne hat, 
war ihm durch das Recht der Eroberung, war ihm durch maß⸗ 
loſe Anſtrengungen und Opfer zugefallen, wie ſie kein Volk der 
Neuzeit aufzuweiſen vermag. 

Wie ſtand es aber mit dem wiedergewonnenen polniſchen 
Lande, dem jetzigen Großherzogthume? Konnte daſſelbe als 
ein rein polniſches Land, als ein Land bezeichnet werden, dem 
das Recht nicht vorzuenthalten fet, fih von Preußen loszu— 


trennen, um ein eigenes, nationales Reich zu gründen? Dieſe 


Fragen müſſen wir auf das Entſchiedenſte verneinen. 
Bekanntlich beſteht das Großherzogthum aus einem uralt 
deutſchen Diſtrikt, dem ſogenannten Netzdiſtrikt, der nur eine 
Zeit lang unter polniſchem Scepter ſtand, 1772 zu Preußen 
kam und erſt im Jahre 1815, zur beſſern Abrundung des 
Großherzogthums, zu dieſem geſchlagen wurde; und ferner aus 
einigen, ehemals zu Südpreußen gehörigen Landestheilen, die 
während der Fremdherrſchaft 1807/15 zum Herzogthum War⸗ 
ſchau gehörten. Ein Theil des Netzdiſtrikts war auch dieſem 
einverleibt. 
Daß ein wirklich deutſcher Landſtrich jetzt nicht unter 


fremde Botmäßigkeit gebracht werden kann, ift fo klar, daß 
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wohl hierüber kein Wort verloren werden kann. Trotz deffen 
ift in der Königlichen Cabinets -Ordre vom 26. April zwar 
die Zuſchlagung des Netzdiſtrikts zum deutſchen Bunde, jedoch 
mit Ausſchluß eines Theils von Inowraclaw, n 
worden. 

Der Grund zur theilweiſen Abtrennung biejes Kreiſes, 
welcher ſtets dem eigentlichen Netzdiſtrikte ganz angehört hat, 
ift uns unbekannt; auch haben wir zur Zeit von der Demar- 
fationslinie keine Kenntniß. Hoffen wir, daß durch diefe 
Maßregel der Goplo-See, der dem Netzfluß feine Speiſung 
giebt, nicht betroffen werde; denn dies wäre ein auffallender 


Fehler! Und weshalb ſoll der ſüdliche Theil des Inowraclawer 


Kreiſes — denn von dieſem kann nur die Rede fein — weshalb. 
ſoll dieſer vom deutſchen Bunde ausgeſchloſſen werden? 

Liegen doch da die mit großen Koſten ausgeführten Kö— 
nigl. Ueberrieſelungswieſen, die große Königl. Strzelnoer Forſt, 
deren Verwaltung ohne erheblichen Verluſt nicht getrennt wers 
den kann, mehrere zum Weſtpreußiſchen Creditoerbande gehö— 
rige Güter, endlich mehrere große ganz deutſche Ortſchaften! 

Unſere Aufgabe wird es fein, da die Cabinets-Ordre 
die Ausſicht frei läßt, daß trotz der einzuleitenden Reorganiſation 
Wünſche der Bewohner einzelner Diſtrikte nicht unbeachtet 
bleiben ſollen, vorerſt dahin zu wirken, daß 

a. höchſtens nur einige Grenzdörfer des Inowraclawer Krei⸗ 
fes von dem deutſchen Bunde ausgeſchloſſen, 

b. die Bewohner dieſer der Reorganiſation unterliegen⸗ 
den Theile auf die Vortheile, die aus einem Anſchluſſe 
an den deutſchen Bund für ſie hervorgehen, aufmerkſam 
gemacht und ſo veranlaßt werden, ihre Einverleibung in 
den deutſchen Bund — die wir aus politiſchen und mer⸗ 
kantilen Rückſichten durchaus für nothwendig erachten — 
ſelbſt zu beantragen. 

Was den übrigen Theil des Großherzogthums, nach 
Fortnahme des Netzdiſtriks, anbetrifft, fo muß hier wieder er- 
örtert werden: 
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a. war der fragliche Theil ſtets polniſch, haben die Polen 
darauf ein Recht? > 
b. find die Bewohner auch jetzt noch Polen? 

Wir müſſen wieder beide Fragen verneinen! 

1. Schauen wir doch die alten Karten von Deutſchland 
an. Weit hinein nach Oſten dehnten ſich die deutſchen Gauen 
aus. Erſt im Mittelalter drängten die flaviſchen Völker nach 
Weſten, aber die zurückſchlagenden Wogen der großen Völker⸗ 
bewegung führten die Deutſchen zum Theil wieder zurück in 
die öde gelaſſenen Stätten. Denke man an die Zuſtände vor 
der Schlacht bei Tannenberg 1410! an die langjährigen Kriege 
von 1440 bis 1466. Gehörte doch der Landſtrich, den wir 
bewohnen, im X. Jahrhunderte noch zu Hinterpommern. Er 
war eingeſchloſſen von der Netze, der Küddow, der Perſante, 
der Oſtſee und Weichſel. Erſt Herzog Boleslaus hat theils durch 
Gewalt der Waffen, theils durch Ueberredung die pommer⸗ 
ſchen Edlen zur Annahme ſeiner Oberhoheit vermocht. Im 
18. Jahrhundert wandte ſich dagegen das frühere Glück der 
Polen, und Unterdrückte wurden die Unterdrücker. Aber wie 
benutzten die Deutſchen ihren Sieg? wer hat die öden Stät⸗ 
ten wieder in Cultur geſetzt, die zerſtörten Städte wieder her⸗ 
geſtellt, Straßen und Kanäle gebaut? Es waren Deutſche, 
immer Deutſche, unſere Vorfahren. 

Auch bei Völkern tritt das Recht der Verjährung in 
Kraft. Vergeſſe man aber auch nicht, daß die Völker in ih⸗ 
rer Maſſe ein gleiches Leben durchzuführen haben wie die 
übrigen Einzelngeſchöpfe der Welt. Sie kommen, blühen und 
verſchwinden. Haben ſie ihre Aufgabe gelöſt, dann treten ſie 
ab von dem Schauplatz, wie eine Pflanze in Staub zerfällt, 
wenn ſie ihr Lebensziel erreicht hat. Will man die Aegypter 
heraufbeſchwören aus der Nacht der Vergangenheit, nachdem 
ſie längſt vermodert liegen in den Catakomben ihrer Pyra⸗ 
miden? Laſſe man die Völker ſich natürlich entwickeln, aber 
die vermorſchten Stämme künſtlich aus der Aſche der Jahr⸗ 
hunderte wieder zum Leben führen, hieße den Gang der Natur 


— 


y 


umkehren. Solch Verfahren würde ſich ebenfo rächen, als 
wenn man falſche Principien den Staatsverfaſſungen zu Grunde 
legen wollte. | 

2. Welches it das Zahlenverhäktniß der deutſchen zur 

polniſchen Bevölkerung? 

Nach den ſtatiſtiſchen Nachrichten find etwa %z der Be- 
völkerung deutſch, 7 polniſch. Unter den letztern befindet fich 
aber ein großer Theil der regulirten Bauern, die von der 
Preußiſchen Regierung nimmermehr laſſen wollen. Das vor⸗ 
mals polniſche Regiment iſt ihnen und ihren Vätern noch in 
gar zu genauer Erinnerung. Wenn alſo ziemlich die Hälfte 
der Bewohner dem preußiſchen und deutſchen Elemente an⸗ 
hängt, dann fragt es fih, ob Grund vorliegt, über Unrecht zu, 
klagen, wenn das alte Verhältniß der Verwaltung beibehalten 
wird? Wir können einen Grund der Klage nicht abſehen. 

Im Gegentheik, wir würden einen folchen finden, wenn 
irgendwie Aenderungen einträten, wenn man aus ſeltſamer 
Gutmüthigkeit Fremden ein Vorrecht einräumen wollte, wäh⸗ 
rend dadurch den eignen Brüdern ein Unrecht zugefügt wird. 

Aber abgeſehen von dem Verhältniſſe der Bevölkerung, 
iſt noch das des Werths des Grundbeſitzes der deutſchen und 
deutſchgeſinnten Bevölkerung beſonders in die Wagſchaale zu 
legen. Wir glauben uns nicht zu irren, wenn wir behaupten, 
daß ſich hier das Verhältniß ſehr erheblich auf die Seite der 
Deutſchen ſtellen wird. Alſo mit erheblich umfangreich eren 
Berechtigungen tritt die deutſche Bevölkerung bei dieſer Frage 
gegen die polniſche in die Schranken. » 

Bei der Gerechtigkeitsfrage bleibt indef noch die frühere 
Verwaltung der preußiſchen Regierung mit wenigen Worten 
zu erwähnen. ` ” yi 

„Ihr werdet meiner Monarchie einverleibt, ohne Eure 

Nationalität verleugnen zu dürfen,“ ; 
heißt es in dem Schreiben des Königs an Die Einwohner des 
Großherzogthums Poſen vom 15. Mai 1815. 

„Eure Religion fol aufrecht erhalten, Eure Sprache 
neben der deutſchen in allen öffentlichen Verhandlungen 
gebraucht werden, und jedem unter Euch ſoll nach Maß⸗ 

; gabe feiner Fähigkeiten der Zutritt zu den öffentlichen 

Aemtern des Großherzogthums ſo wie zu allen Aemtern, 

Ehren und Würden meines Reichs offen ſtehen.“ 

Dieſe königliche Zuſicherung iſt ſtreng gehalten. Die 
preußiſchen Geſetze ſind nach der Beſtimmung vom 20. Juni 
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1816 in die polniſche Sprache überſetzt, und unterm 9. Fe⸗ 
bruar 1817 ward beſtimmt, daß bei der Juſtiz-Verwaltung 
beide Sprachen, die deutſche und die polniſche, nach dem Ber 
dürfniſſe der Partheien als Geſchäftsſprache der Gerichte zur 
Anwendung kommen ſollten. Die Religion iſt niemals ange⸗ 
taſtet worden; wohl wurde fie leider von der Gegenparthei 
oft, wie namentlich auch jetzt, als Deckmantel für die traurig⸗ 
ften Uebergriffe gemißbraucht. So gelang es unter dem Vorge⸗ 
ben, daß die Religion gefährdet werde, nach und nach alle 
Simultan-Schulen, das heißt ſolche zu vernichten, wo deut- 
ſche und katholiſche Schüler gemeinſam unterrichtet wurden. 
Dies ſtreute zuerſt den Samen der Zwietracht unter Deutſche 


und Polen aus, die bisher in Frieden unter einander gelebt 


halten. Hierbei muß noch folgende Bemerkung Platz finden. 
Die Deutſchen, von jeher der Bildung zugethan, hatten aus 
eigenen Mitteln Schulen geſchaffen, die Polen, weniger be⸗ 
mittelt und aufgeklärt, verlangten jetzt trotzig von der Regie⸗ 
rung, daß für ſie ein Gleiches geſchehe, da es Pflicht der Re⸗ 
gierung ſei, daß man beſſer für die ihnen nöthigen Unterrichts⸗ 
Anſtalten forge. Welche Opfer hat hier die Regierung ge⸗ 


bracht! Ste gründete die Seminarien, mehrere katholiſche Gym⸗ 


naſien, Realſchulen und eine zahlloſe Menge polniſcher Ele⸗ 
mentarſchulen. Selbſt in den deutſchen Gymnaſien ward die 
poln fche Sprache gelehrt und deren Kenntniß Mitbedingung 
für die zur Univerſität abgehenden Schüler. Genug, die 


preußiſche Regierung hat die Polen immer mit gleicher Liebe 
wie die Deutſchen behandelt, ja, wir möchten behaupten, ſie 


hat die erſteren, um ihre maßloſen Forderungen zu beſchwich⸗ 
tigen, als wenn dies irgend zu erreichen wäre, vielfach den 
Deutſchen vorgezogen. l 
Insbeſondere darf nicht unerwähnt bleiben, daß die Polen 
bei Beſetzung aller Aemter im Großherzogthum, wo nur Geles 
genheit ſich darbot, ſtets vorzugsweiſe berückſichtigt wurden. 
Das Gerſchtigkeits⸗Princip, fo wie wir es auffaſſen fön- 
nen, iſt alſo von der Regierung niemals verletzt worden. Aber 
die Polen lohnten die Bemühungen mit Undank. Sie lernten 
nichts, thaten nichts, und raubten durch ihre mangelnden 
Kenntniſſe dem Staate ſelbſt die Mittel, aus ihnen tüchtige 


Beamte für ihre Landsleute zu bilden. Auch wollten ſie grund⸗ 


ſätzlich nicht Staatsdiener ſein. Vereinzelt ſtehen die Ausnah⸗ 
men da, und ein nichtiger Vorwurf wird aus den ungünſtigen 
Erfolgen dem Staate gemacht, der billig auf die Ankläger zü- 
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rückfallen muß. War doch der Staat in Die Nothwendiakeit 
verſetzt, Stipendien zu bewilligen, um junge deutſche Beamte 
zur Erlernung der polniſchen Sprache anzuregen und ſo dem 
Bedürfniſſe zu genügen. E 

Wir kommen jetzt zur Politik. Wir fragen, welehe Po- 
litik kann verlangen, daß nur ein Dorf vom Großherzogthum 
Poſen abgetrennt werde? Etwa die Politik der Furcht? Dieſe 
vermögen wir nicht zu faſſen. Hat doch Deutſchland nicht 
angeſtanden, Schleswigs Sache zur eignen zu machen, und 
wir wollten aus Aengſtlichkeit einen unſerer deutſchen Brüder 
dem Verderben Preis geben? Es wäre eine Schmach für 
Deutſchland, wenn es einer ſolchen Politik ſein Ohr leihen 
wollte. Das einige ſtarke Deutſchland darf keinen Feind ſcheuen, 
und einig und ſtark wird es fein, wenn es wie England feiz 
ner ſeiner Brüder knechten läßt. 

Dagegen müſſen wir aus politiſchen, ſtrategiſchen, mer⸗ 
fantilen und allen Rückſichten des praktiſchen Verſtandes die 
beſtimmte Behauptung ausſprechen, daß es ein wahres Un⸗ 
glück ſein würde, wenn Deutſchland ſeine Feſtung Poſen, ſeine 
Waſſer⸗ und Kunſtſtraßen im Oſten, die Verbindungswege 
zwiſchen den Feſtungen Thorn, Poſen und Glogau, ſein pro⸗ 
duktenreiches Kujavien, feine geſchonten Wälder im ganzen 
Großherzogthume, feine Verbindungswege zwiſchen Preußen 
und Schleſien aus einem falſchen Humanitätsprincipe opfern 
wollte. Deutſchland darf den Goplo-See im Inowraclawer 
Kreiſe, aus dem die ſchiffbare Netze entſpringt, nicht aufgeben, 
darf nicht unbeachtet laſſen, daß durch einen Kanal der Goplo 
leicht mit der Weichſel in Verbindung gebracht und ſo die 
Schiffahrt anf der Netze gefaͤhrdet werden kann. 

Vergeſſe Deutſchland nicht, wie viele Millionen Preußen 
aufgewendet hat, um das feſte Bollwerk gegen Rußland 
aufzuführen; gedenke es, daß Friedrich der Große den Ka⸗ 
nal gebaut hat, der die Netze mit der Brahe und Weichſel, 
und Warthe und Oder verbindet, daß Preußen die Netze ſchiff⸗ 
bar gemacht und eine Kultur in den fernen Oſten gebracht 
hat, die ein polniſches Regiment zu erreichen, gar nicht ange⸗ 
ſtrebt hätte, weil es vor der umfaſſenden Größe folcher Pläne 
ſofort zurückgeſchreckt wäre. Fleiß, Mühe, Ausdauer, Ach⸗ 
tung vor fremder Ehre, vor fremdem Recht kennt der polniſche 
Adel nicht! N rh we 

Di einfachſte natürlichſte Politik rufe Deutſchland, wie 
das berühmte caeterum censeo, die Nothwendigkeit ins Ge- 
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dächtniß, auch nicht ein Dorf vom Großherzogthum dem ges 
meinſamen deutſchen Baterlande ſich nehmen zu laſſen. 

Nicht Nothwendigkejt, Polen, unter Aufopferung eines 
Theils des Großherzogthums Poſen, wieder herzuſtellen, ſondern 
die Nothwendigkeit liegt uns klar vor, die Marken gegen 
Rußland nicht durch ein ſchwankendes, unſicheres Nachbarvolf 
ſchwächen zu laffen: - PERA 

Sei Deutſckland der Fels, an dem die Wogen der nor- 
diſchen Völkermaſſen fich brechen! Wir vertrauen darum unfern 
deutſchen Brüdern, ſie werden mit uns fühlen, daß wir zur 
Feſtigkeit des deutſchen Reiches keine andere Macht brauchen, 
als den großen Gott dort oben, und unſere gerechte deutſche Sache! 

Aber noch einen Punkt haben wir zu beleuchten, nämlich 
die Machibrile hervorzuheben, welche Preußen und Deutſchland 
unausbleiblich treffen werden, wenn die Reorganiſation des 
Großherzogthums Poſen zur Ausführung gebracht werden 
ſollte. Die Maßregel iſt eine halbe und darum ein politiſcher 
Mißgriff, der — wie wir fürchten — bald neue Verwickelun⸗ 
gen herbeiführen wird. Man entfremdet ſich die in dieſem 
Landſtriche wohnenden Deutſchen, ohne ſich die Polen zu ver⸗ 
binden. Künner denn die erſtern fo ohne Weiteres ihre Grund⸗ 
ſtücke losſchlagen, ihre Geſchaͤfte aufgeben und in die deutſchen 
Theile der Provinz zehen? Es iſt dies leicht geſagt, aber 
ſchwer durchzuführen. Werden die letztern durch eine Reor⸗ 
ganiſation der Provinz befriedigt? iſt ſie das Endziel ihrer 
Wünſche? — Laſſe man ſich doch nicht täuſchen! Die Polen 
fordern die Wiederherſtellung des alten Polenreichs und wer⸗ 
den die zu reorganiſirenden Theile des Großherzogthums nur 
benutzen, um mit allen Mitteln dieſe ihre Lieblingsidee zu 
verfolgen. Wir glauben nachgewieſen zu haben, daß auch 
nicht die entfernteften Gründe vorliegen, um einem ſolchen 
Polenreiche jemals das Großherzogthum Poſen einzuverleiben, 
um auch nur ein Dorf von dieſem ſich nehmen zu laſſen. Was 
wird alſo Preußen durch ſeine Nachgiebigkeit erreichen? 

Wir wollen die ungeſchminkte Wahrheit ſagen: es wird 
ſich ein zweites Krakau, einen Heerd revolutionairer Umtriebe 
ſchaffen; es wird zum Nachtheil der Induſtrie ꝛc. in die Noth⸗ 
wendigkeit verſetzt werden, ein bedeutendes Heer in dieſen 
Landestheilen zu unterhalten, um die fortdauernden Verſchwö⸗ 
rungen nieder zu drücken; es wird den Handel und alle Ge⸗ 
werbverhältniſſe derjenigen Theile des Großherzogthums Pos 
fen ſtören, welche jetzt kaum der Reorganiſations⸗Maßregel 
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entronnen ſind, indem alle Verbindungen mit den zu reorga⸗ 
niſirenden Theilen größtentheils aufhören werden; es wird das 


Leben und das Eigenthum vieler tauſender braver Familien 


auf das Spiel ſetzen, nur um einer — dem Staate noch nie⸗ 
mals treu geweſenen — Partei eine keinesweges dankenswerthe 
Vergünſtigung einzuräumen; es wird endlich gezwungen wer— 
den, mit den Waffen in der Hand dem nie ruhenden Unweſen 
ein Ende zu machen. Dies ſchon deshalb, um nicht Rußland 
Beranlaſſung zu geben, dieſe Theile in ſeinen mächtigen 


Schutz zu nehmen, d. h. ſich erobernd anzueignen, um den un⸗ 


bequemen Nachbar los zu werden. Möglich daß ſchon ohne 
dieſe Zwangsmaßregeln die Creditloſigkeit der von Deutſchland 
ausgeſchloſſenen polniſchen Bewohner des Großherzogthums 
dieſe letztern zwingen wird, ihre Einverleibung in den deutſchen 
Bund zu beantragen. Aber ſoll Deutfchland die möglichen 
Gräuel eines neuen Bürgerkrieges abwarten, ehe diefe Noth- 
wendigkeit ſich geltend macht? Wir müſſen die Reorganiſa⸗ 
tion des Großherzogthums für ein Unglück halten, und rufen 
die wahren Freunde unſeres deutſchen Vaterlandes hiermit auf, 


mit uns dahin zu wirken, daß diefe Reorganiſations⸗Maßregel 


zum Heile der deutſchen und polniſchen Bevölkerung niemals 
ins Leben trete. , 

Möchten Ew. Hochwohlgeboren diefe Anſichten, die auf 
klarer Anſchauung der hieſigen Verhältniſſe gegründet ſind, zu 
den Ihrigen machen und mit dahin wirken, daß Deutſchlands 


Einheit nicht gefährdet werde. 


Bromberg, den 4. Mai 1848. 


Der Central-Jürgerausſchuß für den Mep- 

diſtrikt zur Wahrung der Preußiſchen Inter 

eſſen im Großherzogthum Poſen. 
(Unterſchriften.) y 
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